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STADT HALVER

Bekanntmachung der Stadt Halver

Ergénzungssatzung gemdR § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB fiir das Gebiet Halver - Anschlag
- Offentliche Auslegung -

Der Rat der Stadt Halver hat in seiner 6ffentlichen Sitzung am 13.12.2021 gemaR § 34 Abs. 4 Nr. 3 Baugesetzbuch
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt gedndert durch
Artikel 6 des Gesetzes vom 27.03.2020 (BGBI. | S. 587), folgenden Beschluss gefasst:

1.

2.

Die Abgrenzung der Erganzungssatzung gemaR § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB fir das Gebiet Halver-Anschlag wird
entsprechend dem in der Sitzung vorgelegten Plan festgesetzt.

Nachdem der Rat die vorgebrachten Hinweise gepriift hat, beschlief3t er entsprechend dem Ergebnis der Vor-
prifung durch die Verwaltung.

Der in der Sitzung vorgelegte und erlauterte Vorentwurf der Ergédnzungssatzung wird als Entwurf beschlossen.
Die Begriindung vom 19.11.2021 ist beigefugt.

Der Rat beschlie3t, den Entwurf der Ergdnzungssatzung geman § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB fiir das Gebiet Halver-
Anschlag offentlich auszulegen. Die berUihrten Behérden und sonstigen Trager oOffentlicher Belange sind zu
beteiligen.

(8§34 Abs. 6. V.m. 13 Abs. 2 Nummern 2 und 3i. V. m. 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB).

Mit der Erganzungssatzung fiir das Gebiet Halver — Anschlag (bisher gefiihrt als 1. Anderungssatzung) soll die
planungsrechtliche Grundlage fiir den beabsichtigten Neubau des Feuerwehrgeratehauses fir den Léschzug Bom-

mert geschaffen werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass von einer Umweltprifung abgesehen wird.

Das Gebiet der Satzungserganzung wird im Norden und Osten durch landwirtschaftliche Flachen, im Stiden durch

die L 284 und im Westen durch ein Metallverarbeitungsunternehmen begrenzt.

Planbereich der Satzungserweiterung:

_ Am Anschlag

N

/
= =
e \
e S
e e, 7‘-\ -

10



Der vom Rat der Stadt Halver beschlossene Entwurf
der Erganzungssatzung liegt einschlielich der Be-
grindung und zugehdrigen Fachbeitrage gemafl §§
34 Abs. 6i. V. m. 13 Abs. 2 Nummern 2 und 3i. V.
m. 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom

24.01.2022 bis 28.02.2022 einschlieBlich

wahrend der Dienststunden (montags bis freitags
von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr, montags und dienstags
von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags von
14.00 Uhr bis 17.00 Uhr) im Verwaltungsgebaude
Thomasstrae 18, Zimmer 20, in 58553 Halver, 6f-
fentlich aus. Alle interessierten Birger kdnnen sich
Uber die Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen
Auswirkungen der Planung informieren.

Wahrend der Auslegungsfrist kbnnen von jedermann
Stellungnahmen abgegeben werden. Stellungnah-
men konnen insbesondere schriftlich, zur Nieder-
schrift oder per E-Mail vorgebracht werden.

Hinweise im Rahmen der Corona-Pandemie:
Nach aktuellem Stand (03.01.2022) ist der personli-
che Besuch der Verwaltungsgebaude nur unter Ein-
haltung der 3G-Regel (geimpft, genesen, getestet)
moglich. Bitte bringen Sie einen entsprechenden
Nachweis mit. Es wird empfohlen, einen Termin zu
vereinbaren (Tel. 02353/73-112).

Die auszulegenden Unterlagen und diese Bekannt-
machung werden auf der Internetseite der Stadt Hal-
ver (www.halver.de) unter der Rubrik ,Wirtschaft &
Bauen® / ,Bebauungspléne & Flachennutzungsplan®
| ,Aktuelle Verfahren zur Einsichtnahme bereitge-
stellt.

Es wird darauf hingewiesen, dass gemaf § 3 Abs. 2
Satz 2 Baugesetzbuch (BauGB) Stellungnahmen
wahrend der Auslegungsfrist abgegeben werden
kénnen und dass nicht fristgerecht abgegebene Stel-
lungnahmen bei der Beschlussfassung iber die Bau-
leitpléane unberucksichtigt bleiben kdnnen.

Ferner wird darauf hingewiesen, dass nicht innerhalb
der Offentlichen Auslegungsfrist abgegebene Stel-
lungnahmen bei der Beschlussfassung iber die Bau-
leitplane nach § 4 a Abs. 6 BauGB unbericksichtigt
bleiben kénnen, sofern die Gemeinde deren Inhalt
nicht kannte oder nicht hatte kennen missen und de-
ren Inhalt fir die RechtmaRigkeit der Bauleitplane
nicht von Bedeutung ist.

Vorstehender Beschluss wird hiermit ortslblich be-
kanntgemacht.

Hinweise:

Nach § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung fir das
Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung beim Zustandekommen von Satzungen
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 6ffentlichen Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden,
es sei denn,
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgefiihrt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flachennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemal offentlich bekanntgemacht worden,

c) der Birgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegeniiber
der Gemeinde vorher gerligt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

Halver, 03.01.2022

Der Birgermeister
Michael Brosch

STADT HALVER

Bekanntmachung der Stadt Halver

Bebauungsplan Nr. 53 ,,Sternbergerland*
- Einleitung / Fortfiihrung des Bebauungsplanes
und offentliche Auslegung -

Der Rat der Stadt Halver hat in seiner o6ffentlichen
Sitzung am 13.12.2021 gemaR § 2 in Verbindung mit
§ 13a und § 13b des Baugesetzbuches (BauGB) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November
2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt gedndert durch Artikel
9 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBI. | S.
4147), folgenden Beschluss gefasst:

1. Der Rat beschlief3t,

a) den westlichen Teilbereich des Plangebietes
als Bebauungsplan der Innenentwicklung ge-
maf § 13a BauGB sowie den

b) Ostlichen Teilbereich des Plangebietes als
Bebauungsplan gemaf § 13b BauGB einzu-
leiten bzw. fortzufihren.

2. Der in der Sitzung vorgelegte und erlauterte Vor-
entwurf wird als Entwurf beschlossen. Die Be-
grindung vom 18.11.2021 ist beigefiigt.

3. GemaR § 13bi.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 1i. V. m.
§ 13 Abs. 2 Nr. 2 in Verbindung mit § 3 Abs. 2
BauGB beschliel3t der Rat, den Entwurf des Be-
bauungsplanes Nr. 53 "Sternbergerland®, mit der
Begrindung vom 18.11.2021 6ffentlich auszule-
gen. Die beriihrten Behérden und sonstigen Tra-
ger Offentlicher Belange sind gemaR § 4 Abs. 2
BauGB zu beteiligen.


http://www.halver.de/

Ziel des Bebauungsplanes ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen fur die Errichtung einer
Kindertagesstatte, von Mehrfamilienhdusern und nicht stérenden gewerblichen Nutzungen im Plangebiet.

Das Plangebiet (rdumlicher Geltungsbereich) wird im Norden durch die Remscheider Strale (B 229), im Osten
durch die Wohnbebauung entlang der Sternberger Straf3e sowie einen Sanitar- und Heizungsbetrieb und im Westen
durch die Hagener StralRe begrenzt (s. Planbereich).

Planbereich:
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Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemaf § 13a BauGB (westlicher Teilbereich)
sowie als Bebauungsplan gemaR § 13b BauGB (6stlicher Teilbereich) im beschleunigten Verfahren aufgestellt. Es
wird darauf hingewiesen, dass von einer Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB abgesehen wird.

Der vom Rat der Stadt Halver beschlossene Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 53 ,Sternbergerland® liegt ein-
schlieBlich der Begrindung vom 18.11.2021 gemaR § 13bi. V. m. §13a Abs. 2 Nr. 1i. V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 in
Verbindung mit § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom

24.01.2022 bis 28.02.2022 einschlieBlich

wahrend der Dienststunden (montags bis freitags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr, montags und dienstags von 14.00
Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr) im Verwaltungsgebdude Thomasstrafie 18, Zim-
mer 20, in 58553 Halver, offentlich aus. Alle interessierten Burger kdnnen sich tber die Ziele und Zwecke sowie
die wesentlichen Auswirkungen der Planung informieren.

Wahrend der Auslegungsfrist kénnen von jedermann Stellungnahmen abgegeben werden. Stellungnahmen kénnen
insbesondere schriftlich, zur Niederschrift oder per E-Mail vorgebracht werden.

Hinweise im Rahmen der Corona-Pandemie:

Nach aktuellem Stand (03.01.2022) ist der personliche Besuch der Verwaltungsgebaude nur unter Einhaltung der
3G-Regel (geimpft, genesen, getestet) moglich. Bitte bringen Sie einen entsprechenden Nachweis mit. Es wird
empfohlen, einen Termin zu vereinbaren (Tel. 02353/73-112).

Die auszulegenden Unterlagen und diese Bekanntmachung werden auf der Internetseite der Stadt Halver
(www.halver.de) unter der Rubrik ,Wirtschaft & Bauen®/ ,Bebauungsplane & Flachennutzungsplan®/ ,Aktuelle Ver-
fahren® zur Einsichtnahme bereitgestellt.

Es wird darauf hingewiesen, dass gemaf § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB Stellungnahmen wahrend der Auslegungsfrist

abgegeben werden kdnnen und dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung
Uber den Bebauungsplan unberiicksichtigt bleiben kdnnen.
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Ferner wird darauf hingewiesen, dass nicht innerhalb
der Offentlichen Auslegungsfrist abgegebene Stel-
lungnahmen bei der Beschlussfassung lber den Be-
bauungsplan nach § 4 a Abs. 6 BauGB unbertick-
sichtigt bleiben kdnnen, sofern die Gemeinde deren
Inhalt nicht kannte oder nicht hatte kennen missen
und deren Inhalt fir die RechtmaRigkeit des Bebau-
ungsplans nicht von Bedeutung ist.

Vorstehender Beschluss wird hiermit ortslblich be-
kanntgemacht.

Hinweise:

Nach § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung fir das
Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung beim Zustandekommen von Satzungen
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer &ffentlichen Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden,
es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgefiihrt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flachennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemal offentlich bekanntgemacht worden,

c) der Birgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegeniiber
der Gemeinde vorher gerlgt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

Halver, 03.01.2022

Der Birgermeister
Michael Brosch
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Satzung iiber die Erhebung
von Kanalanschlussbeitragen,
Abwassergebiihren und Kostenersatz
fir Grundstiicksanschliisse
vom 14.12.2009 der Stadt Altena (Westf.)

§§ 4 Abs. 5 geandert durch Satzung
vom 01.01.202

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung fir
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994
(GV NRW S. 666), in der zurzeit giiltigen Fassung,
der § 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgaben-
gesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen (KAG
NRW) vom 21. Okt. 1969 (GV NRW 1969, S. 712), in
der zurzeit glltigen Fassung und des § 65 des Was-
sergesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen (LWG
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.
Juni 1995 (GV. NRW. S. 926) in der zurzeit glltigen
Fassung hat der Rat der Stadt Altena in seiner Sit-
zung am 13.12.2021die folgende Satzung beschlos-
sen:

1. Abschnitt:
Finanzierung der Abwasserbeseitigung

§1
Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage

(1) Zur Finanzierung der gemeindlichen Abwasser-
anlage erhebt das Abwasserwerk der Stadt Altena
Abwassergebiihren, Kanalanschlussbeitrdge sowie
Kostenersatz fiir Grundstiicksanschlussleitungen
nach MaRgabe der nachfolgenden Bestimmungen.

(2) Entsprechend § 1 Abs. 2 der Entwasserungssat-
zung der Stadt Altena vom 19.06.99 stellt das Ab-
wasserwerk der Stadt Altena (Westf.) zum Zweck der
Abwasserbeseitigung in Ihrem Gebiet und zum
Zweck der Verwertung oder Beseitigung der bei der
gemeindlichen Abwasserbeseitigung anfallenden
Klarschiamme die erforderlichen Anlagen als 6ffent-
liche Einrichtung zur Verfliigung (gemeindliche Ab-
wasseranlagen). Hierzu gehéren der gesamte Be-
stand an personellen und sachlichen Mitteln, die fiir
eine ordnungsgemafle Abwasserbeseitigung erfor-
derlich sind (z.B. das Kanalnetz, Klaranlagen, soweit
sie die Stadt betreibt, Regenwasserversickerungsan-
lagen, das fur die Abwasserbeseitigung eingesetzte
Personal).

(3) Die gemeindlichen Abwasseranlagen bilden eine
rechtliche und wirtschaftliche Einheit, die auch bei
der Bemessung der Kanalanschlussbeitrdge und Ab-
wassergebihren zugrunde gelegt wird.



2. Abschnitt:
Gebuhrenrechtliche Regelungen

§2
Abwassergebuhren

(1) Fur die Inanspruchnahme der gemeindlichen Ab-
wasseranlage erhebt die Gemeinde nach §§ 4 Abs.
2, 6 KAG NRW Abwassergebiihren (Benutzungsge-
biihren) zur Deckung der Kosten i. S. d. § 6 Abs. 2
KAG NRW sowie der Verbandslasten nach § 7 KAG
NRW.

(2) In die Abwassergebiihr wird nach § 65 LWG NRW
eingerechnet:

- die Abwasserabgabe flr eigene Einleitungen der
Gemeinde (§ 65 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW)

- die Abwasserabgabe fur die Einleitung von Nieder-
schlagswasser (§ 65 Abs.1 Satz1 Nr. 2i. V. m. § 64
Abs. 1 Satz 2 LWG NRW),

(3) die Abwasserabgabe, die von Abwasserverban-
den auf die Stadt umgelegt wird § 65 Abs. 1 Satz 1
Nr. 3 LWG NRW).

(4) Die Abwasserabgabe fur Kleineinleiter (§ 65
Abs.1 Satz 1 Nr. 2i. V. m. § 64 Abs.1 Satz 1 LWG
NRW) wird im Rahmen der Gebuhrenerhebung nach
§ 11 dieser Satzung von denjenigen erhoben, die
keine Kleinklaranlage haben, die den Anforderungen
des § 57 LWG NRW entspricht.

(5) Die Abwassergebuhr ruht als 6ffentliche Last auf
dem Grundstuck (§ 6 Abs. 5 KAG NRW).

§3
Geblhrenmalistabe

(1) Die Gemeinde erhebt getrennte Abwassergebiih-
ren fur die Beseitigung von Schmutz- und Nieder-
schlagswasser (Sammeln, Fortleiten, Behandeln,
Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln so-
wie das Entwassern von Klarschlamm im Zusam-
menhang mit der Beseitigung des Abwassers).

(2) Die Schmutzwassergebiihr bemisst sich nach
dem Frischwassermalfstab (§ 4).

(3) Die Niederschlagswassergebihr bemisst sich auf
der Grundlage der Quadratmeter der bebauten (bzw.
Uberbauten) und/oder versiegelten Flache auf den
angeschlossenen Grundstiicken, von denen Nieder-
schlagswasser abflusswirksam in die gemeindliche
Abwasseranlage gelangen kann (§ 5).

§4

Schmutzwassergebihren

(1) Die Gebhr fir Schmutzwasser wird nach der
Menge des hauslichen und gewerblichen Schmutz-
wassers berechnet, das der Abwasseranlage von
den angeschlossenen Grundstlicken zugefiihrt wird.
Berechnungseinheit ist der Kubikmeter (m3)
Schmutzwasser.
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(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der 6ffent-
lichen Wasserversorgungsanlage bezogene Frisch-
wassermenge (§ 4 Abs. 3) und die aus privaten Was-
serversorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, Re-
genwassernutzungsanlagen) gewonnene Wasser-
menge (§ 4 Abs. 4), abziiglich der auf dem Grund-
stuck nachweisbar verbrauchten und zurtckgehalte-
nen Wassermengen, die nicht in die gemeindliche
Abwasseranlage eingeleitet werden (§ 4 Abs. 5).

(3) Die dem Grundstiick zugefiihrten Wassermengen
werden durch Wasserzahler ermittelt. Bei dem aus
der oOffentlichen Wasserversorgungsanlage bezoge-
nen Wasser gilt die mit dem Wasserzéhler gemes-
sene Wassermenge als Verbrauchsmenge. Hat ein
Wasserzahler nicht ordnungsgeman funktioniert, so
wird die Wassermenge von der Gemeinde unter Zu-
grundelegung des Verbrauchs des Vorjahres ge-
schatzt.

(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserver-
sorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, Regen-
wassernutzungsanlagen) hat der Gebihrenpflichtige
den Mengennachweis durch einen auf seine Kosten
eingebauten und ordnungsgemafl funktionierenden
Wasserzahler zu fiihren oder, wenn dies nicht még-
lich ist, wird bei der Ermittlung des durchschnittlichen
Wasserverbrauchs der statistische Bericht ,6ffentli-
che Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung in
NRW*“ vom Landesamt flir Datenverarbeitung und
Statistik NRW in der zurzeit neuesten Fassung hin-
zugezogen.

(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge
wird die auf dem Grundstiick anderweitig ver-
brauchte oder zuriickgehaltene Wassermenge (sog.
Wasserschwundmenge) abgezogen, die nachweis-
bar nicht dem offentlichen Kanal zugefiihrt werden.
Der Nachweis der Wasserschwundmengen obliegt
den Gebihrenpflichtigen. Der Gebuhrenpflichtige ist
grundsatzlich verpflichtet, den Nachweis durch eine
auf seine Kosten eingebaute, messrichtig funktionie-
rende und geeignete Messeinrichtung in Anlehnung
an das Mess- und Eichrecht (MessEG, Mess-EichV)
zu fuhren:

Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung

Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind
technische Gerate, die in regelmafigen Abstan-
den kalibriert werden muissen. Die Kalibrierung ist
nach den Hersteller-Angaben durchzufihren und
der Gemeinde nachzuweisen, um die ordnungs-
gemale Funktion der Abwasser-Messeinrichtung
zu dokumentieren. Ist die Verwendung einer Ab-
wasser-Messeinrichtung im Einzelfall technisch
nicht moglich oder dem Gebiihrenpflichtigen nicht
zumutbar, so hat er den Nachweis durch einen
auf seine Kosten eingebauten, messrichtig funk-
tionierenden und geeichten Wasserzahler zu fih-
ren. Der Wasserzahler muss in Anlehnung an das
Mess- und Eichrecht (MessEG, Mess- und
EichVO) alle 6 Jahre erneut geeicht werden oder
durch einen neuen Wasserzahler mit einer Kon-
formitatserklarung des Herstellers ersetzt wer-
den. Aus der Konformitatserklarung muss sich er-
geben, dass der Wasserzahler messrichtig funk-
tioniert. Der Nachweis Uber die messrichtige
Funktion sowie Eichung des Wasserzahlers ob-
liegt dem Gebuhrenpflichtigen.



Wird dieser Nachweis nicht gefiihrt, findet eine
Berlicksichtigung der Abzugsmengen nicht statt.
Hinweis: Bei der Installation ist zu beachten, dass
hinter dem Wasserzahler keine weiteren Entnah-
mestellen vorhanden sind. Zahler zum Anschrau-
ben am Zapfhahn (sogenannte Ventil- oder Zapf-
hahnzahler), auch wenn diese verplombt sind,
werden nicht anerkannt.

Nr. 2: Einbau durch Fachunternehmen

Die Installation des Zahlers muss durch einen ge-
eigneten Fachbetrieb erfolgen, der den Einbau
auf dem entsprechenden Formular bescheinigt.

Nr.3: Antragsgeblhr

Der Antrag ist kostenpflichtig. GemaR § 1 Abs. 1
i. V. mit Tarif D Nr. 13 der Verwaltungsgebuhren-
satzung der Stadt Altena wird eine Verwaltungs-
gebihr in Héhe von 36 € erhoben. Die Geblhr
fallt mit jedem Zahlerwechsel an (spatestens alle
6 Jahre).

Nr. 4: Poolwasser:

Frischwasser fur die Befillung von Poolanlagen
darf gemaR den wasserrechtlichen Vorschriften
nach § 54 Wasserhaushaltsgesetz nicht Gber den
Gartenwasserzahler geleitet werden, da es sich
um Schmutzwasser handelt und daher als Was-
serschwundmenge nicht abzugsfahig ist. Zuwi-
derhandlungen kénnen dazu fiihren, dass zu-
kinftig ErmaRigungen nicht mehr erfolgen.

Wasserschwundmengen sind bezogen auf das Ka-
lenderjahr durch einen schriftlichen Antrag bis zum
15.01. des nachfolgenden Jahres durch den Gebuh-
renpflichtigen bei der Gemeinde geltend zu machen.
Nach Ablauf dieses Datums findet eine Beruicksichti-
gung der Wasserschwundmengen nicht mehr statt
(Ausschlussfrist). Fallt der 15.01. des nachfolgenden
Jahres auf einen Samstag oder Sonntag, endet die
Ausschlussfrist am darauffolgenden Montag.

(6) Die Geblhr betragt je cbom Schmutzwasser jahr-
lich 3,42 €.

Fir Gebuhrenpflichtige, die ihre Abwasser durch die
stadtischen Entwasserungsanlagen ableiten und be-
reits mittelbar zu Beitragen an den Ruhrverband her-
angezogen werden, ermafigt sich die Gebuhr auf
1,49 € je cbm / jahrlich.

§5

Niederschlagswassergebihr

(1) Grundlage Grundlage der Gebiihrenberechnung
fur das Niederschlagswasser ist die Quadratmeter-
zahl der bebauten (bzw. Giberbauten) und/oder befes-
tigten Grundstiicksflache, von denen Niederschlags-
wasser leitungsgebunden oder nicht leitungsgebun-
den abflusswirksam in die stadtische Abwasseran-
lage gelangen kann. Eine nicht leitungsgebundene
Zuleitung liegt insbesondere vor, wenn von bebauten
und/oder befestigten Flachen oberirdisch aufgrund
des Gefalles Niederschlagswasser in die gemeindli-
che Abwasseranlage gelangen kann.
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(2) Die bebauten (bzw. Uberbauten) und/oder befes-
tigten Flachen werden im Wege der Befragung der
Eigentimer der angeschlossenen Grundstiicke er-
mittelt. Der Grundstlickseigentimer ist verpflichtet,
der Gemeinde auf Anforderung die Quadratmeter-
zahl der bebauten (bzw. Uberbauten) und/ oder be-
festigten sowie in die offentliche Abwasseranlage ab-
flusswirksamen Flache auf seinem Grundstiick mit-
zuteilen (Mitwirkungspflicht).

Insbesondere ist er verpflichtet, zu einem von der
Stadt vorgelegten Lageplan iber die bebauten (bzw.
Uberbauten) und/oder versiegelten sowie abfluss-
wirksamen Flachen auf seinem Grundstiick Stellung
zu nehmen und mitzuteilen, ob diese Fladchen durch
die Stadt zutreffend ermittelt wurden. Auf Anforde-
rung der Stadt hat der Grundstiickseigentiimer einen
Lageplan oder andere geeignete Unterlagen vorzule-
gen, aus denen samtliche bebauten (bzw. Uberbau-
ten) und/oder befestigten Flachen entnommen wer-
den koénnen.

Soweit erforderlich, kann die Gemeinde die Vorlage
weiterer Unterlagen fordern. Kommt der Grundstuick-
seigentimer seiner Mitwirkungspflicht nicht nach o-
der liegen fir ein Grundstick keine geeigneten An-
gaben/Unterlagen des Grundstlickseigentimers vor,
wird die bebaute (bzw. Uberbaute) und/oder befes-
tigte sowie abflusswirksame Flache von der Stadt ge-
schatzt.

(3) Wird die Grolie der bebauten und/oder befestig-
ten Flache verandert, so hat der Grundstlickseigen-
timer dies der Gemeinde innerhalb eines Monates
nach Abschluss der Veranderung anzuzeigen. Fr
die Anderungsanzeige gilt § 5 Abs. 2 entsprechend.
Die veranderte GréRRe der bebauten und/oder versie-
gelten Flache wird mit dem 1. Tag des Monats be-
riicksichtigt, nach dem die Anderungsanzeige durch
den Gebuhrenpflichtigen der Stadt zugegangen ist.

(4) Die Geblhr betragt fur jeden Quadratmeter be-
bauter und/oder befestigter Flache i. S. d. Abs. 1
1,13 €. Fur Gebuhrenpflichtige, die mittelbar zu Bei-
tragen des Ruhrverbandes herangezogen werden,
ermaRigt sich die Gebuhr auf 0,89 € pro gm.

(5) Die Niederschlagsgebuihr kann auf Antrag fur be-
dingt einleitende Flachen, wie Griindacher, Dachfla-
chen, die an Regenwassernutzungsanlagen ange-
schlossen sind und das Brauchwasser fiir die Toilet-
tenspiilung nutzen, sowie Oko-Pflaster und Rasen-
gittersteine, um bis zu 30 % ermaRigt werden. Die im
Erfassungsbogen gemachten Angaben gelten als
Antrag. Voraussetzung ist der zu erbringende Nach-
weis, dass eine im Vergleich zum tatsachlichen Nie-
derschlagswasseraufkommen wesentlich geringere
Niederschlagswassermenge vom jeweiligen Grund-
stiick in die Abwasseranlage der Stadt geleitet wird.

§6
Beginn und Ende der Gebiihrenpflicht

(1) Die Gebuhrenpflicht nach §§ 4 Abs. 6 und 5 Abs.
4 entsteht mit dem Tage, an dem das Grundstiick an
die offentliche Abwasseranlage angeschlossen wird.



(2) Fir Anschlusse, die beim Inkrafttreten dieser Sat-
zung bereits bestehen, beginnt die Gebuhrenpflicht
nach dieser Satzung mit deren Inkrafttreten.

(3) Die Gebuhrenpflicht endet mit dem Wegfall des
Anschlusses an die Abwasseranlage.

§7
Gebuhrenpflichtige

(1) Gebuhrenpflichtige sind

a) der Grundstiickseigentiimer bzw. wenn ein Erb-
baurecht bestellt ist, der Erbbauberechtigte,

b) der NieRbraucher oder derjenige, der ansonsten
zur Nutzung des Grundstiicks dinglich berechtigt ist.

Mehrere Geblhrenpflichtige haften als Gesamt-
schuldner.

(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue
Grundstuickseigentimer vom Beginn des Monats an
gebihrenpflichtig, der dem Monat der Rechtsande-
rung im Grundbuch folgt. Fiur sonstige Geblhren-
pflichtige gilt dies entsprechend. Eigentums bzw.
Nutzungswechsel hat der bisherige Gebuhrenpflich-
tige der Gemeinde innerhalb eines Monats nach der
Rechtsanderung schriftlich mitzuteilen.

(3) Die Gebuhrenpflichtigen haben alle fir die Be-
rechnung der Gebuhren erforderlichen Auskinfte zu
erteilen sowie der Gemeinde die erforderlichen Da-
ten und Unterlagen zu Uberlassen. Sie haben ferner
zu dulden, dass Beauftragte der Gemeinde das
Grundstiick betreten, um die Bemessungsgrundlage
festzustellen oder zu Uberprifen.

§8
Veranlagung und Falligkeit der Gebihr

(1) Die Abwassergebiihren werden jahrlich durch ei-
nen Heranziehungsbescheid, der mit einem Be-
scheid Uber andere Abgaben oder einer Ver-
brauchsabrechnung verbunden sein kann, festge-
setzt. Die Geblhr wird einen Monat nach Bekannt-
gabe des Gebihrenbescheides fallig und kann zu-
sammen mit anderen Abgaben erhoben werden.
Werden die Geblhren zusammen mit der Ver-
brauchsabrechnung der Stadtwerke Altena GmbH
angefordert, so gilt deren Falligkeit.

(2) Die Abrechnung der Geblihren sowie das Able-
sen der Zahler der Zahlereinrichtungen erfolgt einmal
jahrlich, und zwar zum Jahresende fir das laufende
Kalenderjahr. Soweit erforderlich, kann sich die Ge-
meinde hierbei der Mitarbeit der Gebuhrenpflichtigen
bedienen.

§9
Abschlagszahlungen

(1) Auf die Benutzungsgebiihren nach § 4 werden
Vorauszahlungen nach § 6 Abs. 4 KAG NRW auf der
Grundlage der Wassermenge des Vorjahres erho-
ben.

16

(2) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Vo-
rausleistungen bemessen wurden, so wird der Uber-
steigende Betrag erstattet bzw. verrechnet. Wurden
Vorausleistungen zu gering bemessen, wird der feh-
lende Betrag bei der Abrechnung nacherhoben.
Nach der Beendigung des Benutzungsverhaltnisses
werden zuviel gezahlte Vorausleistungen erstattet.

§10
Verwaltungshelfer

Die Gemeinde ist berechtigt, sich bei der Anforde-
rung von Gebihren und Vorauszahlungen der Hilfe
des zustandigen Wasserversorgers oder eines ande-
ren von ihr beauftragten Dritten zu bedienen.

3. Abschnitt:
Beitragsrechtliche Regelungen

§ 11

Kanalanschlussbeitrag

(1) Zum Ersatz des durchschnittlichen Aufwandes fur
die Herstellung der gemeindlichen Abwasseranlage
erhebt die Gemeinden einen Kanalanschlussbeitrag
im Sinne des § 8 Abs.4 Satz 3 KAG NRW.

(2) Die Kanalanschlussbeitrage sind die Gegenleis-
tung fur die Mdoglichkeit der Inanspruchnahme der
gemeindlichen Abwasseranlage und den hierdurch
gebotenen wirtschaftlichen Vorteil fir ein Grund-
stick. Die Kanalanschlussbeitrdge dienen dem Er-
satz des Aufwandes der Gemeinde fur die Herstel-
lung, Anschaffung und Erweiterung der gemeindli-
chen Abwasseranlage.

(3) Der Kanalanschlussbeitrag ruht als offentliche
Last auf dem Grundstlick.

§12
Gegenstand der Beitragspflicht

(1) Ein Grundstick unterliegt der Beitragspflicht,
wenn folgende Voraussetzungen erfiillt sind:

1. Das Grundstiick muss an die Abwasseranlage tat-
sachlich und rechtlich angeschlossen werden kon-
nen,

2. fur das Grundstick muss nach der Entwasse-
rungssatzung ein Anschlussrecht bestehen und

3. das Grundstiick muss

a) es muss fur das Grundstiick eine bauliche oder
gewerbliche Nutzung festgesetzt sein (z.B. durch Be-
bauungsplan), so dass es bebaut oder gewerblich
genutzt werden darf oder

b) soweit fur ein Grundstlck eine bauliche oder ge-
werbliche Nutzung nicht festgesetzt ist (z.B. im unbe-
planten Innenbereich nach § 34 BauGB), muss das
Grundstiick nach der Verkehrsauffassung Bauland
sein und nach der geordneten stadtebaulichen Ent-
wicklung der Gemeinde zur Bebauung anstehen.



(2) Wird ein Grundstiick an die Abwasseranlage tat-
sachlich angeschlossen (z.B. im AuRenbereich nach
§ 35 BauGB), so unterliegt es der Beitragspflicht
auch dann, wenn die Voraussetzungen des Abs. 1
nicht vorliegen.

(3) Der Beitragspflicht nach Abs. 1 unterliegen auch
Grundstiicke, die im Rahmen der Niederschlagswas-
serbeseitigung mittelbar an die gemeindliche Abwas-
seranlage angeschlossen sind. Dies ist insbeson-
dere der Fall, wenn Niederschlagswasser von Grund-
stlicken oberirdisch ohne leitungsmaRige Verbin-
dung in die gemeindliche Abwasseranlage (z.B. in
ein von der Gemeinde betriebenes Mulden-Rigolen-
System) gelangen kann.

(4) Grundstuck im Sinne des 3. Abschnittes dieser
Satzung ist unabhangig von der Eintragung im Lie-
genschaftskataster und im Grundbuch jeder demsel-
ben Grundstiickseigentimer gehérende Teil der
Grundflache, der selbstandig baulich oder gewerb-
lich genutzt werden darf und an die Anlage ange-
schlossen werden kann.

§13
Beitragsmalistab

(1) Maf3stab fir den Beitrag ist die Veranlagungsfla-
che. Diese ergibt sich durch Vervielfachen der
Grundstucksflache mit dem Veranlagungsfaktor.

(2) Als Grundstiicksflache gilt:

a) bei Grundstiicken im Bereich eines Bebauungs-
plans die tatsachliche Grundstiicksflache,

b) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, d.h. bei
Grundsticken im unbeplanten Innenbereich § 34
BauGB) und im Auf3enbereich (§ 35 BauGB): die tat-
sachliche Grundstiicksflache bis zu einer Tiefe von
40 m von der Grundstiicksgrenze, die der Erschlie-
Rungstralle zugewandt ist, die das Grundstiick we-
gemaRig erschlielt (Tiefenbegrenzung). Bei Grund-
stuicken, die nicht an eine ErschlieBungsstralle un-
mittelbar angrenzen, wird die Flache von der zu der
ErschlieBungsstralie liegende Grundstiicksseite bis
zu einer Tiefe von 40 m zugrunde gelegt. Reicht die
bauliche oder gewerbliche Nutzung Uber diese Tie-
fenbegrenzung hinaus, so ist die Grundstickstiefe
mafgebend, die durch die hintere Grenze der bauli-
chen Nutzung bestimmt wird, die einen Entwasse-
rungsbedarf nach sich zieht. Grundstucksteile, die le-
diglich die wegemaRige Verbindung zur Stralle her-
stellen, bleiben bei der Bestimmung der Grund-
stiickstiefe unberiicksichtigt.

(3) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grund-
stiicksflache mit einem Veranlagungsfaktor verviel-
facht, der im Einzelnen betragt:

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit: 1,0

b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit: 1,25

c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit: 1,5

d) bei vier- und fiinfgeschossiger Bebaubarkeit: 1,75
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e) bei sechs- und hoher geschossiger Bebaubarkeit:
2,0,

f) Grundstiicke, die in einer der baulichen oder ge-
werblichen Nutzung vergleichbaren Weise genutzt
werden kénnen (z.B. Friedhofe, Sportanlagen, Cam-
pingplatze, Freibader, Dauerkleingarten): 0,50.

(4) Als zulassige Zahl der Geschosse gilt die im Be-
bauungsplan festgesetzte hdchstzulassige Zahl der
Vollgeschosse. Weist der Bebauungsplan nur Grund-
flachen und Baumassenzahl oder nur die zuldssige
Hohe der Bauwerke und keine héchstzulassige Zahl
der Vollgeschosse aus, so gilt als Geschosszahl die
Hoéhe des Bauwerks geteilt durch 3,5 m wobei Bruch-
zahlen auf volle Zahlen abgerundet oder aufgerundet
werden. Ist im Einzelfall eine groRere Geschosszahl
zugelassen oder vorhanden und geduldet, so ist
diese zugrunde zu legen.

(5) In unbeplanten Gebieten und bei Grundstticken,
fir die im Bebauungsplan weder die Geschosszahl
noch die Baumassenzahl festgesetzt ist, ist malige-
bend:

a) bei bebauten Grundstiicken die Zahl der tatsach-
lich vorhandenen Geschosse.

b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstiicken
die Zahl der auf den Grundstiicken der naheren Um-
gebung Uberwiegend vorhandenen Geschosse.

(6) Grundstiicke, auf denen nur Garagen oder Stell-
platze gebaut werden duirfen, gelten als eingeschos-
sig bebaubare Grundstiicke.

(7) In Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten werden
die in Abs. 3 genannten Nutzungsfaktoren um je 0,5
erhoht. Dieses gilt auch, wenn Gebiete nicht in einem
Bebauungsplan festgesetzt, aber aufgrund der vor-
handenen Bebauung und sonstigen Nutzung als
Kerngebiete, Gewerbegebiete oder Industriegebiete
anzusehen sind oder wenn eine solche Nutzung auf-
grund der in der Umgebung vorhandenen Nutzung
zulassig ware.

§ 14
Beitragssatz

(1) Der Beitrag betragt 6,00 € je Quadratmeter (m?)
Veranlagungsflache.

(2) Besteht nicht die rechtliche und tatsachliche Mog-
lichkeit des Vollanschlusses, so wird ein Teilbetrag
erhoben.

Dieser betragt:

a) bei einem Anschluss nur fur Schmutzwasser 70 %
des Beitrags;

b) bei einem Anschluss nur fir Niederschlagswasser
70 % des Beitrags;

c) bei einem nur teilweise gebotenen Anschluss fir
Niederschlagswasser 35 % des Beitrages.



(3) Entfallen die in Abs. 2 bezeichneten Beschran-
kungen der Benutzungsmaglichkeit, so ist der Rest-
betrag nach dem zu diesem Zeitpunkt geltenden Bei-
tragssatz zu zahlen.

§15
Entstehen der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grund-
stiick an die offentliche Abwasseranlage angeschlos-
sen werden kann.

(2) Im Falle des § 14 Abs. 2 entsteht die Beitrags-
pflicht mit dem Anschluss. In den Fallen des § 15
Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht fir den Restbetrag,
sobald die Beschrankungen der Nutzungsmdglich-
keit entfallen.

(3) Fur Grundstlicke, die im Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieser Satzung bereits an die Abwasseranlage
angeschlossen waren oder werden konnten, entsteht
die Beitragspflicht mit Inkrafttreten dieser Satzung.

(4) In den Fallen des Abs. 3 entsteht keine An-
schlussbeitragspflicht, wenn fir den Anschluss des
Grundstiicks bereits eine Anschlussgebihr oder ein
Anschlussbeitrag nach friiherem Recht gezahlt oder
ein dahingehender Anspruch erlassen wurde oder
verjahrt ist.

§ 16
Beitragspflichtiger

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Be-
kanntgabe des Beitragsbescheides Eigentimer des
Grundstticks ist. Ist das Grundstick mit einem Erb-
baurecht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentu-
mers der Erbbauberechtigte.

(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamt-
schuldner.

§ 17
Falligkeit der Beitragsschuld

(1) Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe
des Beitragsbescheides fallig.

(2) Eine Klage gegen einen Beitragsbescheid hat
gem. § 80 Abs. 1 Nr. 1 der Verwaltungsgerichtsord-
nung keine aufschiebende Wirkung und entbinden
deshalb nicht von der Pflicht zur fristgerechten Zah-
lung.

4. Abschnitt:
Aufwandsersatz fir Anschlussleitungen

§18
Kostenersatz fir Grundstiicksanschlussleitungen

(1) Der Aufwand fir die Herstellung, Erneuerung,
Veranderung und Beseitigung sowie die Kosten fiir
die Unterhaltung einer Grundstiicksanschlussleitung
an die gemeindliche Abwasseranlage sind der Stadt
nach § 10 Abs. 1 KAG NRW zu ersetzen.

18

(2) Der Ersatzanspruch entsteht auch fir Pumpstati-
onen bei Druckentwasserungssystemen.

(3) Grundstiicksanschluss ist die leitungsmaRige
Verbindung von dem Hauptkanal in der Stralle bis
zur Grundstlicksgrenze.

§19
Aufwands- und Kostenersatz
nach tatsachlichen Kosten

Der Aufwand fir die Herstellung, Erneuerung, Besei-
tigung, Veranderung und die Kosten fir die Unterhal-
tung werden auf der Grundlage der tatsachlichen ent-
standenen Kosten abgerechnet. Erhalt ein Grund-
stuck mehrere Anschlussleitungen, so wird der Er-
satzanspruch fiir jede Leitung berechnet.

§ 20
Entstehung des Ersatzanspruchs

Der Ersatzanspruch entsteht mit der endgdltigen
Herstellung der Anschlussleitung, im Ubrigen mit der
Beendigung der MaRnahme.

§ 21
Ersatzpflichtige

(1) Ersatzpflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekannt-
gabe des Kostenersatzbescheides Eigentimer des
Grundstiicks ist. Ist das Grundstliick mit einem Erb-
baurecht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentu-
mers der Erbbauberechtigte.

(2) Mehrere Grundstiickseigentimer bzw. Erbbaube-
rechtigte haften als Gesamtschuldner.

(3) Erhalten mehrere Grundstiicke eine gemeinsame
Anschlussleitung, so haften die Grundstuickseigenti-
mer bzw. die Erbbauberechtigten als Gesamtschuld-
ner.

§ 22
Falligkeit des Ersatzanspruchs

Der Ersatzanspruch wird einen Monat nach Bekannt-
gabe des Heranziehungsbescheides fallig.

5. Abschnitt:
Schlussbestimmungen

§23
Auskunftspflichten

(1) Die Beitrags- und Gebtihrenpflichtigen haben alle
fur die Berechnung der Beitrage und Gebiihren erfor-
derliche Auskinfte zu erteilen sowie Daten und Un-
terlagen zu Uberlassen. Sie haben zu dulden, dass
Beauftragte der Gemeinde das Grundstiick betreten,
um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu
Uberprifen.



(2) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus
sonstigen Griinden nicht zu erlangen, so kann die
Gemeinde die fir die Berechnung mafRgebenden
Merkmale unter Bericksichtigung aller sachlichen
Umstande schatzen oder durch einen anerkannten
Sachverstandigen auf Kosten des Beitrags- und Ge-
biihrenpflichtigen schatzen lassen.

(3) Die vorstehenden Absatze gelten fur den Kosten-
ersatzpflichtigen entsprechend.

§24
Billigkeits- und Hartefallregelung

Ergeben sich aus der Anwendung dieser Satzung im
Einzelfall besondere, insbesondere nicht beabsich-
tigte Harten, so kénnen die Kanalanschlussbeitrage,
Abwassergebuhren und der Kostenersatz gestundet,
ermaRigt, niedergeschlagen oder erlassen werden.

§25
Zwangsmittel

Die Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln
bei Zuwiderhandlungen gegen diese Satzung richtet
sich nach den Vorschriften des Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes NRW.

§ 26
Rechtsmittel

Das Verfahren bei Verwaltungsstreitigkeiten richtet
sich nach den Vorschriften der Verwaltungsgerichts-
ordnung.

§ 27
Inkrafttreten

Die Satzung vom 01.01.20089 tritt in ihrer gednderten
Fassung am 01.01.2022 in Kraft.

Altena, 29.12.2021

Uwe Kober
Burgermeister

STADT KIERSPE ¢ @

Der Burgermeister

Bekanntmachung
Bebauungsplan Nr. 0067/1 -8- Kalberkamp;
9. Anderung gemiB § 13 Baugesetzbuch
(BauGB)

Der Rat der Stadt Kierspe hat in seiner Sitzung am
30.11.2021 folgenden Beschluss gefasst:
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,Im  Kreuzungsbereich Schillerweg/Goethestralie
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr.
0067/1 -8- Kalberkamp wird die Uiberbaubare Grund-
stlicksflache nach Osten erweitert.

Vor Beschlussfassung ist die Beteiligung der Biirger
und Trager offentlicher Belange gemaR §§ 3 und 4
BauGB durchzufuihren. Das Verfahren wird nach § 13
BauGB durchgefiihrt.”

Eine Ubersicht tiber den Anderungsbereich ist beige-
fiigt.

Der Beschluss des Rates vom 30.11.2021 wird hier-
mit 6ffentlich bekanntgemacht.

Die 9. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 0067/1 -
8- ,Kalberkamp® liegt mit der Begriindung in der Zeit

vom 31.01.2022 bis einschlieBlich 04.03.2022

beim Birgermeister der Stadt Kierspe, Bauverwal-
tungs- und Planungsamt, Zimmer 29, Springerweg
21,

58566 Kierspe wahrend der Dienststunden

08.30 Uhr bis 12.00 Uhr
08.30 Uhr bis 12.00 Uhr
14.00 Uhr bis 17.00 Uhr

montags bis freitags
mittwochs

offentlich aus.

Beim vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB ist
die Durchfiihrung einer Umweltprifung und die Er-
stellung eines Umweltberichts nicht vorgesehen.

Stellungnahmen kdnnen insbesondere schriftlich, zur
Niederschrift oder per E-Mail vorgebracht werden.

Uber die vorgebrachten Stellungnahmen entscheidet
der Rat der Stadt Kierspe. Nicht fristgerecht abgege-
bene Stellungnahmen kénnen bei der Beschlussfas-
sung uber den Bauleitplan unberiicksichtigt bleiben.

Der Planentwurf und die Begriindung kénnen auch
Uber das Internet, Homepage der Stadt Kierspe, un-
ter www.kierspe.de (Rat und Verwaltung > Bekannt-
machungen) eingesehen werden.

Kierspe, 06.01.2022

Olaf Stelse
Birgermeister

Diese o6ffentliche Bekanntmachung kann auch Uber
das Internet, Homepage der Stadt Kierspe, unter
www.kierspe.de (Rat & Verwaltung > Bekanntma-
chungen) eingesehen werden.
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Stadt Neuenrade

Offentliche Bekanntmachung

Der Rat der Stadt Neuenrade hat in seiner Sitzung
am 06.10.2021 beschlossen, im Jahr 2022 gemaf
der Richtlinie des Ministeriums fir Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung vom 25.07.2018 tber
die Gewahrung von Zuwendungen zur Umsetzung
des Férderprogramms ,Heimat-Preis“ den

Heimatpreis 2022 der Stadt Neuenrade

vorbehaltlich der Gewahrung von Foérdermitteln zu
verleihen. Der Heimatpreis soll in Neuenrade fur das
Jahr 2022 erneut unter Beachtung der Kiriterien:

a) besonderer Beitrag zur Forderung des gesell-
schaftlichen Zusammenhaltes und zur Verwur-
zelung von Menschen in Neuenrade

b) besonderer Beitrag zur Erhaltung, Bewahrung,
Starkung und Weitergabe von lokalen und regi-
onalen Traditionen, Brauchtum, kulturellem
Erbe und |dentitat

c) besonderer Beitrag zur Attraktivitatssteigerung
offentlicher oder offentlich zuganglicher Platze
und Orte in Neuenrade

d) besonderer Beitrag zur offentlichen Sichtbar-
machung von Informationen Uber die Ge-
schichte und das kulturelle Erbe Neuenrades
und der Region

e) besonderer Beitrag zur aufderschulischen Aus-
und Weiterbildung von Kindern und Jugendli-
chen in Bezug auf Orts- und Heimatgeschichte

an Einzelpersonen oder Gruppen sowie Vereine, Ini-
tiativen, Projektgemeinschaften, freie Trager, Unter-
nehmen, Betriebe sowie andere Organisationen, in
denen ehrenamtlich gearbeitet wird und die mindes-
tens eines der genannten Kriterien erflllen oder sich
in vergleichbarer Weise unter Berlicksichtigung des
Gesichtspunktes ,Heimat" in und fiir die Stadt Neu-
enrade engagieren, vergeben werden.

Der Heimatpreis der Stadt Neuenrade ist mit insge-
samt 5.000 € dotiert. FUr das Jahr 2022 hat der Rat
folgende Preisabstufung beschlossen:

1. Preis: 2.500 Euro
2. Preis: 1.500 Euro
3. Preis: 1.000 Euro

Gibt es nur zwei Preistrager, dann ist die Staffelung:

3.000 Euro
2.000 Euro

1. Preis:
2. Preis:

Bei nur einem Preistrager erhalt dieser die volle
Summe von 5.000 Euro als Preisgeld.
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Bewerbungen bzw. Vorschlage fur Preistrager fir
den zu verleihenden Heimatpreis 2022 kdnnen alle
Neuenrader*innen sowohl per E-Mail an
Heimatpreis@neuenrade.de als auch per Post in ei-
nem verschlossenen Umschlag an den

Biirgermeister
der Stadt Neuenrade
Stichwort: Heimatpreis 2022
Alte Burg 1
58809 Neuenrade

bis

zum 31.07.2022
einreichen.
Die Entscheidung Uber die Verleihung des Heimat-
preises der Stadt Neuenrade trifft der Hauptaus-
schuss. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.
Neuenrade, 06.01.2022
gez.

Antonius Wiesemann
Burgermeister

Diese offentliche Bekanntmachung kann auf der
Homepage der Stadt Neuenrade unter www.neuen-
rade.de aufgerufen werden.


mailto:Heimatpreis@neuenrade.de
http://www.neuenrade.de/
http://www.neuenrade.de/

Swni

STADTWERKE NEUENRADE

Bekanntmachung

Preisangaben der Stadtwerke Neuenrade - A6R

Auf Grund der 88 1 und 3 der Preisangabenverordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 18. Oktober 2002 (BGBI. | S. 4197), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 17. Juli 2017 (BGBI. | S. 2394) geandert worden ist, werden nachstehend die durch
die 15. Nachtragssatzung zur Gebuhrensatzung der Stadtwerke Neuenrade - AGR vom
15.12.2021 zur Satzung Uber die Offentliche Wasserversorgung und den Anschluss an die
offentliche Wasserversorgungsanlage — Wasserversorgungssatzung - der Stadtwerke
Neuenrade — AGR vom 22.02.2006 die fur das Jahr 2022 geltenden Preise der Stadtwerke
Neuenrade bekannt gemacht:

Grundgebuhr bei Wasserzahlern je Monat:

bis 5m* Q3= 4 = 11,80€+7 % MwSt. = 12,63 €
bis 10m* Q3= 10 = 16,59€ +7 % MwSt. = 17,75 €
bis 20m* Q3= 16 = 35,50€ + 7 % MwSt. = 37,99 €
bis 50 Q3= 25 = 118,26 € + 7 % MwSt. = 126,54 €
bis 80 Q3= 63 = 189,12€ + 7 % MwSt. = 202,36 €
bis 100 Q3 =100 = 236,39€ + 7 % MwSt. = 252,94 €
Grundgebuhr bei Verbundzahlern je Monat :

DN 50 Q3= 25 = 165,07 €+ 7 % MwSt. = 176,63 €
DN 80 Q3= 63 = 264,12€+7 % MwSt. = 282,61 €
DN 100 Q3=100 = 345,89€+7 % MwSt. = 370,10 €
Die Verbrauchsgebihr je m3 Wasserverbrauch :

1 m3=1,76 Euro + 7 % MwSt =1,88 Euro
Neuenrade, 28.12.2021

gez. gez.
Gerhard Schumacher Marcus Henninger
Vorstand Vorstand
Hinweis:

Diese Bekanntmachung kann auf der Homepage der Stadt Neuenrade unter
www.neuenrade.de aufgerufen werden.
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2 MARKISCHER KREIS

Offenlegung des Liegenschaftskatasters
aus Anlass des Aufbaus/Aktualisierung der Amtlichen Basiskarte (ABK), der daraus resultieren-
den Aktualisierung der tatsachlichen Nutzungen im Liegenschaftskataster auf der Basis von Luft-
bildauswertungen sowie weiterer Harmonisierungen der Datenbestidnde
fiir folgende Stadte und Gemeinden des Markischen Kreises:

Stadt / Gemeinde Gemarkung Flur(en)
Balve Beckum 12
Garbeck 3
Hemer Becke 1,259
Deilinghofen 2,3,5,6,7,10, 13, 14, 20
Fronsberg 1,6,7,8,10
Hemer 3,5,9,13,18, 19, 22, 23, 27, 28, 30, 33, 36,
41,43, 44, 47,51, 52, 53, 54, 56, 62
Ihmert 3,59
Halver Halver 7,13, 28, 34
Herscheid Herscheid 1, 2, 25, 30, 45
Iserlohn Hennen 11, 39
Kesbern 2
Lossel 3

GemalR § 13 Abs. 5 des Gesetzes Uber die Landesvermessung und das Liegenschaftskataster (Ver-
messungs- und Katastergesetz - VermKatG NRW) vom 1. Marz 2005 (GV. NRW. S. 174, in Kraft ge-
treten am 23. Marz 2005; geandert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 18. November 2008 (GV. NRW.
S. 706), in Kraft getreten am 29. November 2008; Artikel 21 des Gesetzes vom 21. April 2009 (GV.
NRW.S. 224); in Kraft getreten mit Wirkung vom 1. April 2009; Artikel 7 des Gesetzes vom 1. Oktober
2013 (GV. NRW. S. 566), in Kraft getreten am 19. Oktober 2013; Artikel 2 des Gesetzes vom 1. April
2014 (GV. NRW. S. 256), in Kraft getreten am 12. April 2014); Artikel 16 des Gesetzes vom 14. April
2020 (GV. NRW.S. 218b), in Kraft getreten am 15. April 2020, in Verbindung mit § 22 der Verordnung
zur Durchfiihrung des Gesetzes lber die Landesvermessung und das Liegenschaftskataster (DVOz-
VermKatG NRW) vom 25. Oktober 2006 (GV. NRW. S. 462, in Kraft getreten am 8. November 2006;
geandert durch Artikel 3 der VO vom 5. Juli 2010 (GV. NRW. S. 404), in Kraft getreten am 17. Juli
2010; Artikel 9 d. VO v. 22. Mai 2012 (GV. NRW. S. 206), in Kraft getreten am 19. Juni 2012; Artikel
14 der VO vom 16. Juli 2013 (GV. NRW. S. 483), in Kraft getreten am 27. Juli 2013; Verordnung vom
23. Juli 2015 (GV. NRW. S. 551), in Kraft getreten am 8. August 2015; Artikel 2 der Verordnung vom
8. August 2016 (GV. NRW. S. 680), in Kraft getreten am 1. Januar 2017; zuletzt gedndert durch Ver-
ordnung vom 9. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 985), in Kraft getreten am 1. Marz 2020) erfolgt die
Bekanntgabe der Ergebnisse zur Aufstellung der Amtlichen Basiskarte (ABK) durch Offenlegung. Die
Anderungen im Liegenschaftskataster betreffen in der Regel die Lagebezeichnung, die tatsichliche
Nutzung sowie die Klassifizierungsmerkmale. Die Offenlegung tritt an die Stelle der schriftlichen Be-
kanntmachung von Veranderungen an die Eigentlimer und Erbbauberechtigten.

Die Offenlegung erfolgt in der Zeit vom

20.01.2022 bis einschlieRlich 19.02.2022
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bei der Katasterbehorde des Markischen Kreises, Heedfelder StraRe 45, 58509 Liidenscheid, Zimmer
374 wahrend der Dienststunden nach Terminabsprache

montags bis freitags von 8.30-12.00 Uhr,
donnerstags zusatzlich von 13.30 - 15.30 Uhr.

Ansprechpartner in dieser Sache ist Herr Vetter, Tel. 02351-966 6743.

Innerhalb der o.g. Zeiten kdénnen sich betroffene Eigentiimer, Eigentiimerinnen, Erbbauberechtigte
von Grundstiicken oder Inhaber und Inhaberinnen grundstiicksgleicher Rechte lber die Fortfiihrung
des Katasternachweises ihrer Grundstiicke unterrichten lassen und den Datenbestand des Liegen-
schaftskatasters einsehen.

Lidenscheid, 07.01.2022

Markischer Kreis
Der Landrat
Katasterbehorde
Im Auftrag

J. Vetter
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Satzung zur Aufhebung der Betriebssatzung
der Stadt Hemer fiir die eigenbetriebsahnliche
Einrichtung ,,Stadtentwasserung Hemer* (SEH)

Aufgrund der §§ 7 und 107 der Gemeindeordnung fir
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S.
666/SGV NRW 2023), zuletzt gedndert durch Artikel
1 des Gesetzes vom 19.12.2013 (GV NRW S.878),
in Verbindung mit der Eigenbetriebsverordnung fiir
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 16.11.2004 (GV NRW S. 644,
GV NRW 2005 S. 15), hat der Rat der Stadt Hemer
in seiner Sitzung vom 14.12.2021 folgende Satzung
zur Aufhebung der Betriebssatzung fiir die eigenbe-
triebsahnliche Einrichtung ,Stadtentwasserung He-
mer” (SEH) vom 01.01.2006 beschlossen:

§1
Die Betriebssatzung der Stadt Hemer fir die
eigenbetriebsahnliche Einrichtung
~otadtentwasserung Hemer* (SEH)
vom 01.01.2006, zuletzt geandert durch die
1. Anderungssatzung vom 09.11.2007,
wird aufgehoben.

§2
Die Satzung tritt zum 01.01.2022 in Kraft.

I. Ubereinstimmungsbestitigung:

Es wird bestatigt, dass der Wortlaut der vorstehen-
den Aufhebungssatzung mit dem Ratsbeschluss vom
14.12.2021 des Rates der Stadt Hemer uberein-
stimmt und dass nach § 2 Absatz 1 und 2 der Verord-
nung uber die 6ffentliche Bekanntmachung von kom-
munalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung —
BekanntmVO) vom 26. August 1999, zuletzt gean-
dert durch Verordnung vom 13. Mai 2014 (GV. NRW.
S. 307), verfahren worden ist.

Il. Bekanntmachungsanordnung:

Die vorstehende Aufhebungssatzung wird hiermit 6f-
fentlich bekanntgemacht.

Es wird gleichzeitig darauf hingewiesen, dass eine
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-West-
falen (GO) beim Zustandekommen dieser Gebuhren-
satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden
kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgefiihrt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgeman 6ffentlich
bekanntgemacht worden,
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c) der Burgermeister hat den Satzungsbeschluss
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegeniiber
der Stadt Hemer vorher geriigt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

Hemer, 05.01.2022

Der Blrgermeister
Christian Schweitzer

Fischereigenossenschaft
Menden

Einladung zur Genossenschaftsversammlung

Geman § 7 der Satzung der
Fischereigenossenschaft Menden lade ich hiermit zu
einer Genossenschaftsversammlung des
gemeinschaftlichen Fischereibezirks Menden ein.

Termin: Donnerstag, 03. Februar 2022,
18:00 Uhr,
Tagungsort: Gaststétte Dederich,

Lendringser Hauptstra3e 30,
58710 Menden-Lendringsen

Tagesordnung

1. Begrufung und Feststellung der
Beschlussfahigkeit

2. Genehmigung / Anderung / Ergénzung der
Tagesordnung

3. Niederschrift der Genossenschaftsversammlung
vom 08. September 2021

4. Verlangerung des Fischereipachtvertrages
Interessengemeinschaft “Ruhr*

5. Haushaltssatzung 2022

6. Verschiedenes

Zur Teilnahme an der
Genossenschaftsversammlung sind alle Mitglieder
berechtigt. Sie kdnnen sich durch Bevollmachtigte
vertreten lassen. Ein Bevollméachtigter darf nicht
mehr als 2/5 aller Stimmen vertreten. Die Vollmacht
ist schriftich zu erteilen und zu Beginn der
Genossenschaftsversammlung vorzulegen. Sollten
Sie an mehreren Gewassern
Genossenschaftsmitglied sein, erhalten Sie trotzdem
nur eine Einladung. Ilhre Gesamtstimmenzahl ergibt
sich dann aus der Addition der einzelnen
Gewasserstimmen.



Die  Vorbereitung und  Durchfiihrung  der
Genossenschaftsversammlung  erfolgen unter
Beachtung der geltenden  Abstands- und
Hygieneregeln der aktuellen

Coronaschutzverordnung.

Menden, 10.01.2022

gez. Beierle
Vorsitzender

om
STAD'I)E’ISERLOHN

Berichtigung der Bekanntmachung der Satzung
zur Anderung der Gebiihrensatzung fiir die Fried-
héfe der Stadt Iserlohn (5. Anderung) im Amts-
blatt des Markisches Kreises Nr. 63 vom
22.12.2021.

In der im Amtsblatt des Markischen Kreises, Aus-
gabe Nr. 63 vom 22.12.2021, Seite 1327 f., veroffent-
lichten Bekanntmachung der Stadt Iserlohn sind un-
ter Ziffer |. Artikel 1 nicht s&mtliche Nutzungsgeblh-
ren aufgefuihrt. Die Bekanntmachung wird nachste-
hend in berichtigter Form wiederholt:

Satzung zur Anderung der Gebiihrensatzung
fiir die Friedhdfe der Stadt Iserlohn
(5. Anderung)

mit Bekanntmachungsanordnung vom 07.01.2022
.

Der Rat der Stadt hat am 14.12.2021 die nachste-
hende Satzung zur Anderung der Gebiihrensatzung
fur die Friedhofe der Stadt Iserlohn vom 14.12.2011
beschlossen. Zuletzt geandert durch den Beschluss
des Haupt- und Personalausschusses am 22. De-
zember 2020.

Die Satzung beruht auf § 4 des Bestattungsgesetzes
NRW vom 17. Juni 2003 (GV NRW S. 313), § 7 der
Gemeindeordnung NRW vom 14. Juli 1994 (GV
NRW S. 666) und den §§ 4 und 6 des Kommunalab-
gabengesetzes NRW vom 21.0kt. 1969 (GV NRW S.
712), in der jeweils zurzeit gliltigen Fassung.

Artikel 1
§ 3 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 2, Nr. 3, Nr. 4, Nr. 5 wird wie folgt
geandert:

(1) Nutzungsgebiihren
Fir die Inanspruchnahme der stadtischen Friedhofe

als Ruhestatte eines Verstorbenen werden folgende
Gebuhren je Grabstelle erhoben:
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1. Wahigrabstatte

(Erdbestattungen, 40 Jahre) 2.303,00 €
2. Urnenwahlgrabstatte

(Aschebestattungen, 40 Jahre) 2.160,00 €
3. Reihengrabstatten

(Erdbestattungen, 25 Jahre) 1.518,00 €
4. Reihengrabstatten

(Aschebestattungen, 25 Jahre) 1.341,00 €
5. Aschestreufeld 1.341,00 €

§ 3 Abs. 3 entfallt
§ 3 Abs. 5 Nr. 1 und Nr. 2 wird wie folgt geandert:
(5) Bestattungsgebiihren

627,00 €
216,00 €

1. Erdbestattungen
2. Aschebestattungen

§ 3 Abs. 8 Nr. 1, 2 und Nr. 3 wird wie folgt geandert:
(8) Sonstige Gebiihren

1. Benutzung der Friedhofskapelle

fUr eine Trauerfeier 202,00 €
2. Benutzung der Leichenhalle 96,00 €
3. Benutzung des Abschiedsraumes

(kl. Kapelle) 105,00 €
Artikel 2

Diese Anderungssatzung tritt am 01. Januar 2022 in
Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit 6ffentlich be-
kannt gemacht. Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften nach der Gemeindeordnung NRW
kann gem. § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf von
sechs Monaten seit der Bekanntmachung im ,Amts-
blatt des Markischen Kreises" nicht mehr geltend ge-
macht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgefuhrt

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemaf offentlich
bekannt gemacht worden

c) der Blrgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet, oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenuber
der Stadt Iserlohn vorher geriigt

und

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Iserlohn, den 07.01.2022

In Vertretung

Michael Wojtek

Erster Beigeordneter und
Stadtkdmmerer



STADT
MENDEN

SAUERLAND

BEKANNTMACHUNG

Bebauungsplan Nr. 230 ,,Quartier an der Christuskirche® in Lendringsen,
Stadt Menden (Sauerland)

.
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB

Der Rat der Stadt Menden (Sauerland) hat in seiner Sitzung am 21.09.2021 den Bebauungsplan Nr. 230 ,Quartier
an der Christuskirche” bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen gem. § 10 Abs. 1
BauGB als Satzung beschlossen und die dazugehdrige Begriindung gebilligt. Der rdumliche Geltungsbereich ist
dem nachstehenden Ubersichtsplan zu entnehmen.
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Der Satzungsbeschluss wurde auf folgender Rechts-
grundlage gefasst:

e § 7 der Gemeindeordnung fir das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW.
S. 666), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 18. Dezember 2018 (GV. NRW. S.
759, ber. 2019 S.23), in Kraft getreten am 1. Ja-
nuar 2019 (Absatz 1) und 1. Januar 2021 (Ab-
satz 2),

e Der §§ 2 und 10 des Baugesetzbuches
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 3.11.2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt gean-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Juli
2021 (BGBI. | S. 2939),

e der Verordnung Uber die bauliche Nutzung der
Grundstiicke  (Baunutzungsverordnung -
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786), zu-
letzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1802)

e Bauordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen
(Landesbauordnung 2018 - BauO NRW 2018)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 1.
Januar 2019 (GV. NRW. 2018 S. 421), zuletzt
geandert durch das Gesetz vom 30. Juni 2021
(GV. NRW. S. 822), in Kraft getreten am 02. Juli
2021,

e der Verordnung Uber die Ausarbeitung der Bau-
leitpldne und die Darstellung des Planinhalts
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 18. De-
zember 1990 (BGBI. 1991 | S. 58), zuletzt ge-
andert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.
Juni 2021 (BGBI. | S. 1802).

.
Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit gem. § 10 Abs.
3 BauGB ortsuiblich bekannt gemacht. Mit der Be-
kanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.

Der Bebauungsplan Nr. 230 ,Quartier an der Chris-
tuskirche* wird mit Begrindung ab sofort bei der
Stadt Menden (Sauerland), Abteilung Planung und
Bauordnung, Neumarkt 5, 58706 Menden (Sauer-
land), 3. Obergeschoss, Flurzone C, Raum 336/337
wahrend folgender Zeiten zu jedermanns Einsicht
bereitgehalten:

Montag bis Mittwoch von 8:15 bis 12:30 Uhr

Donnerstag von 8:15 bis 12:30 Uhr
und 14:30 bis 17:30 Uhr
Freitag von 8:15 bis 12:30 Uhr

Uber die Inhalte des Bebauungsplans und der Be-
grindung wird auf Verlangen Auskunft gegeben.

Hinweise:

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satze 1
und 2 BauGB uber die fristgerechte Anmeldung
etwaiger Entschadigungsanspriiche in Folge
der Festsetzungen dieses Bebauungsplans
wird hingewiesen. Die Leistung der Entschadi-
gung ist schriftich bei der Stadt Menden
(Sauerland), Neumarkt 5, 58706 Menden
(Sauerland) zu beantragen. Nach § 44 Abs. 4
BauGB erlischt der Entschadigungsanspruch,
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wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ab-
lauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 Abs.
3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermdgens-
nachteile eingetreten sind, die Falligkeit des An-
spruchs herbeigefihrt wird.

2. Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr.
1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften, eine unter Beriicksichtigung
des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften Gber das Verhaltnis des
Bebauungsplans und des Flachennutzungs-
plans und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB be-
achtliche Mangel des Abwagungsvorgangs sind
nur dann beachtlich, wenn sie innerhalb eines
Jahres seit der Bekanntmachung schriftlich ge-
geniber der Stadt Menden (Sauerland) geltend
gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die
Verletzung begriindet, ist darzulegen.

3. Hinweis 2 gilt entsprechend, wenn Fehler nach
§ 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind.

4. Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften nach der Gemeindeordnung fir das
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zu-
standekommen der Satzung kann nach Ablauf
eines Jahres seit ihrer Verkindung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgefihrt,

b) der Bebauungsplan als Satzung ist nicht ord-
nungsgemalf offentlich bekannt gemacht wor-
den,

c) der Birgermeister hat den Ratsbeschluss vor-
her beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
Uber der Stadt Menden (Sauerland) vorher ge-
rigt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift
und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Menden, den 07.01.2022

Der Burgermeister
gez. Dr. Roland Schroder

Diese Bekanntmachung wird auch auf der Internet-
seite der Stadt Menden (Sauerland) unter
www.menden.de - Biirgerservice & Rathaus -
Rathaus - Bekanntmachungen -
Amtliche Bekanntmachungen verdffentlicht.

Herausgeber: Markischer Kreis — Der Landrat, 58509 Lu-
denscheid, Postfach 2080. Einzelexemplare sind bei den
Stadtverwaltungen im Kreis, bei der Kreisverwaltung Lu-
denscheid und im Internet unter www.maerkischer-kreis.de
kostenlos erhaltlich; auf fernmundliche oder schriftliche An-
forderung werden Einzelexemplare zugesandt. Das Be-
kanntmachungsblatt erscheint wéchentlich.



http://www.maerkischer-kreis.de/

	Amtliches
	Bekanntmachungsblatt
	- Amtsblatt des Märkischen Kreises-
	Inhaltsverzeichnis
	II.
	Bekanntmachungsanordnung



